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Was genau
ist eigentlich
das internationale
Genf?
Mit dem geplanten Ukraine-Gipfel winkt Genf
einmal mehr die grosse Bühne. Das Uno-Quartier
der Stadt ist weltweit einmalig. Doch es steckt
in einer tiefen Krise. Schuld daran sind nicht nur
globale politische Verwerfungen, sondern auch
hausgemachte Fehlentwicklungen

Am Haupteingang des Palais des Nations wehen die Flaggen aller Uno-Mitgliedsländer.Wer nicht im internationalen Quartier arbeitet oder wohnt, hat kaum einen Grund, diesen Teil der Stadt zu besuchen.

MATTHIAS SANDER (TEXT),
JORDI RUIZ CIRERA (BILDER), GENF

«War das gerade der iranische Aussen-
minister?»,fragt einMannvoreinemGen-
fer Luxushotel. Ja, das warAbbasAragh-
chi, der am Rande von Atomgesprächen
mit europäischen Aussenministern zu
Journalisten gesprochenhatte.DerMann,
einTourist ausÄthiopien,staunt.«Bei uns
wäre das ganze Quartier abgesperrt und
voll mit Scharfschützen.» Hier vor dem
Hotel verlieren sich nur ein paar musku-
löseAnzugträger. «Irgendetwas muss die
Schweiz richtig gut machen.»

An jenemFreitag imJuni zeigt sichdas
internationale Genf von seiner besten
Seite: sicher, diskret, perfekt organisiert.
Ein Ort wie gemacht, um die Probleme
der Menschheit zu lösen. Und vielleicht
auchRusslandsKrieg gegen dieUkraine
zubeenden.AmDienstaghat der franzö-
sische Präsident EmmanuelMacron vor-
geschlagen, das angedachte Gipfeltref-
fen zwischenWladimir Putin undWolo-
dimir Selenski in Genf zu organisieren.
Die Schweiz sei dazu «mehr als bereit»,
sagteAussenminister Ignazio Cassis.

Bomben und Ohnmacht

Doch Anspruch und Wirklichkeit im
internationalen Genf sind selten so aus-
einandergeklafft wie jetzt, seit der Rück-
kehr vonDonaldTrump insWeisseHaus.
Das vielgerühmte «Ökosystem»,das den
Weltenlauf in geregelte Bahnen lenken
soll, steckt in einer seiner tiefstenKrisen.
Das gilt im Kleinen, wenn Mitarbeiter
internationalerOrganisationen auf einer
Demonstration ihrenArbeitgebern zuru-
fen: «Tut, was wir predigen!» Und es gilt
im Grossen, wenn Genf ohnmächtig zu-
schaut,wieDonaldTrumpeinenTagnach
denAtomgesprächen Iran bombardiert.

Wie wirkt sich das auf das Quartier
aus, das so überschaubar ist wie weltweit
einmalig?Was denken die Beschäftigten
dort,was das gemeineVolk? Und was ist
das überhaupt, das internationale Genf?

Ein Streifzug zu einem Ex-Uno-Direk-
tor mit einem gewissen Verständnis für
Trump, zu aufgeschmissenen Expats –
und zu unerschütterlichen Idealisten.

Der hehre Anspruch des internatio-
nalen Genf, er schwingt praktisch in
jedem Wort von Annika Hartmann de
Meuron mit. Die Frau Anfang fünfzig
trifft an einem Montagnachmittag vor
dem Museum des Roten Kreuzes Schü-
ler aus Frauenfeld. Hartmann leitet die
NGO Eduki und macht Rundgänge
durch das Quartier. 43 internationale
Organisationen gebe es in Genf, sagt
Hartmann auf Französisch in ihr Head-
set-Mikrofon. Dazu kämen, je nach
Zählweise, 750 NGO und 5000 Konfe-
renzen im Jahr, offline und online. «Das
zeigt die enorme Kompetenz hier.»

Tatsächlich gibt es nirgendwo sonst
so viele internationale Organisationen.
Die meisten liegen rund um die Place
des Nations, auf halbem Weg zwischen
Hauptbahnhof und Flughafen, oft nur
wenige Schritte voneinander entfernt.
Sie kümmern sich zumBeispiel um Frei-
handel (WTO),Gesundheit (WHO)oder
Flüchtlinge (UNHCR). Andere Orga-
nisationen sind weniger bekannt, auch
wenn Milliarden Menschen von ihnen
profitieren:dieFernmeldeunion ITU,die
etwa Handy-Standards entwickelt;Wipo
für Patente, ISO für Produktnormen.

Diese Dichte macht Genf in man-
cher Hinsicht wichtiger als New York.
Ja, New York ist die Uno-Hauptstadt,
die grosse Bühne der Weltpolitik. Aber
Genf, der europäische Uno-Sitz, ist die
Hauptstadt der Sachpolitik, der «Gover-
nance».Warum all das in Genf sei, fragt
Annika Hartmann die Frauenfelder
Schüler. «Parce que la Suisse est un pays
neutral», antwortet einer von ihnen.Das
sei ein Grund, sagt Hartmann, aber der
Hauptgrund sei ein anderer. Sie erzählt
von Henry Dunant und dem Internatio-
nalen Komitee vom Roten Kreuz. Vom
Scheitern des Völkerbunds und den 60
Millionen Toten im Zweiten Weltkrieg.
Und vom nächstenVersuch mit denVer-

einten Nationen, massgeblich voran-
getrieben von den USA.Ausgerechnet.

Von der Wirklichkeit des inter-
nationalen Genf im Jahr 2025 erfah-
ren die Schüler weniger. Dabei könnte
ihr Rundgang ein letztes Halleluja sein:
Insbesondere die USA kürzen ihre Bei-
träge für den Multilateralismus so stark,
dass es das internationale Genf in die-
ser Form bald nicht mehr geben könnte.
Organisationen wie das Flüchtlingswerk
haben schon Tausende Mitarbeiter ent-
lassen. Weitere werden folgen: Dem-
nächst will der Uno-Generalsekretär
António Guterres sagen, wie er 20 Pro-
zent des Budgets einsparen will.

Guterres’ Reformplan heisst UN80,
weil die Uno dieses Jahr achtzig wird.
Der Plan hat drei Stränge.Von jedem ist
Genf besonders betroffen. Erstens will
die Uno Arbeitsplätze an günstigere
Standorte verlagern. Genf mit seinen
knapp 12 000 Uno-Mitarbeitern gilt mit
NewYork als teuerster Standort.

Schweiz setzt Notfallpaket auf

Der Bundesrat hält dagegen, indem
er etwa mit einem Notfallpaket Ge-
bäude internationaler Organisationen
saniert oder ihnen Kredite stundet.Die
Schweiz will zwar auch eine effizientere
Uno, aber sie will zugleich das interna-
tionaleGenf alsTrumpfkarte ihrerAus-
senpolitik erhalten.

Zweitens will die Uno sich auf ihr
Kernmandat konzentrieren. Dazu ge-
hören Frieden, Menschenrechte und
nachhaltige Entwicklung.Viele Sitzungen
und Konferenzen, für die Genf laut der
Uno weltweit der «lebendigste» Stand-
ort ist, sollen gestrichen werden.Drittens
will die Uno ihre Strukturen verschlan-
ken. Organisationen könnten fusionie-
ren oder wegfallen, um Überschneidun-
gen abzuschaffen. In Genf gibt es etwa
für die Bekämpfung vonAids neben der
WHO zwei weitere Einrichtungen. Spar-
potenzial ist also durchaus da.Das sagen
auch – oder gerade – Insider.
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Michael Möller, ein Däne Mitte sieb-
zig, hat vier Jahrzehnte für die Verein-
ten Nationen gearbeitet. Bis 2019 war er
GeneraldirektorderUno inGenf.Möller
lebt weiterhin in der Stadt – und brennt
noch immer für das internationale Genf,
trotz allem. «Der Einfluss von Genf ist
enorm», sagt er mit grossen Augen. «Es
gibt keinen einzigen Menschen auf die-
sem Planeten, der nicht jeden Tag von
etwasbetroffen ist,das ausGenfkommt.»
Möller nennt Beispiele:Die Normen für
Zahnpasta, für Kindersitze in Autos, für
einheitliche Verkehrsschilder auf der
ganzenWelt, sie alle stammten von hier.
Man kann diese Beispiele belächeln.
Aber sie machen das Leben einfacher,
sicherer, gesünder.

Die Krise des internationalen Genf
und des Multilateralismus insgesamt
sieht Möller als wiederkehrendes Phä-
nomen. Schon Anfang der 1990er Jahre
etwa kürzten Staaten ihre Uno-Bei-
träge, als sie in einer Rezession steckten.
Donald Trump setzte bereits in seiner
erstenAmtszeit die Uno unter Reform-
druck, ohne nachhaltigen Erfolg.

Auch Berlin und Bern sparen

Die jetzige Krise hält Möller, bei
allem Déjà-vu-Charakter, für beson-
ders schwerwiegend. Schliesslich strei-
chen nicht nur die USA Beiträge für
internationale Organisationen, sondern
auch andere wichtige Geldgeber wie
Deutschland und die Schweiz, etwa in
der Entwicklungshilfe.Dabei kannMöl-
ler Trumps Kritik am Multilateralismus
durchaus nachvollziehen. Die politische
Uno, also der Sicherheitsrat und die
Vollversammlung in New York, funk-
tioniere ja tatsächlich nicht, im Gegen-
satz zur «operativen Uno» in Genf.Aber
Trumps Methoden lehnt Möller ab. «Es
ist einfach,Dinge zu zerstören.Und sehr
schwierig, sie wieder aufzubauen.»

Michael Möller sieht in der Krise nun
eine «enorme Chance», um das interna-
tionale System grundlegend umzubauen.
Zum Beispiel brauche es nicht jeweils
drei, vier Organisationen in den Berei-
chenGesundheit,Humanitäres undEnt-
wicklung.Die verbleibendenUno-Agen-
turen müssten raus aus ihren Silos. Sie
sollten viel interdisziplinärer arbeiten –
und zusammen mit der Zivilgesellschaft.
Schliesslich seien die Probleme der
Menschheit eng miteinander verwoben:
etwa Kriege, der Klimawandel oder der
Zugang zu Lebensmitteln und Bildung.

Bei aller Verve klingt Möller nicht
optimistisch. Wenn es allein nach den
Regierungenginge,dannwürde sichnicht
viel ändern.«UnserepolitischenSysteme
tun sich schwer mit Entscheidungen, die
über einen Zeitraum von zwei oder drei
Jahren hinausgehen.» Auch die inter-
nationalen Organisationen hatMöller in
seinerZeit alsGeneraldirektor alsBrem-
ser erlebt.«Wenn es einenStammauf der
Welt gibt, der Veränderung hasst, dann
sind das Bürokraten!» Nun würden lei-
derwohl ausgerechnet jüngereMitarbei-
ter mit frischen Ideen entlassen, weil sie
einfacher kündbar seien.

Veränderung kann es für Möller des-
halb nur mit Impulsen von aussen ge-
ben. Plötzlich klingt er fast idealistisch:
Regierungen, internationale Organisa-
tionen,Wissenschaft,Wirtschaft, Frauen,
junge Menschen – sie alle müssten sich
für die grosse Reform desMultilateralis-
mus zusammentun.

Rund 30 000 Menschen arbeiten in
Genf für die Uno, für andere interna-
tionale Organisationen und NGO. Da-
für, dass schon Tausende ihren Job ver-
loren haben und Tausende weitere fol-
gen dürften, war lange erstaunlich we-
nig Widerstand sichtbar. Das änderte
sich am 1.Mai, als Uno-Personal erst-
mals am internationalen Tag der Arbeit
in eigener Sache demonstrierte.Auf der
Place des Nations im Herzen des Uno-
Quartiers trafen sich ein paar Hundert
Menschen in der Mittagspause. Sie hiel-
ten Plakate hoch mit Slogans wie «Tut,
was wir predigen» oder «Schützt die Be-
schützer der Arbeiter». Viele Demons-
tranten kamen von der Internationalen
Arbeitsorganisation, die bereits Hun-
derten Mitarbeitern gekündigt hatte.

Daniel Bertossa, der Generalsekretär
des Gewerkschaftsverbands Public Ser-
vices International, erzählte von prekä-
renArbeitsbedingungen. «MancheUno-
Agenturen beschäftigen bis zu 80 Pro-
zent ihres Personals als externe Bera-
ter.» So müssten die Organisationen
keine festen Stellen schaffen und könn-

ten Mitarbeiter leicht entlassen. Eine
Mitarbeiterin derWeltgesundheitsorga-
nisation, die anonym bleiben wollte, be-
stätigte das. Seit sechs Jahren arbeite sie
für dieWHO, stets bekomme sie nur be-
fristete Verträge, zuletzt nur für je sech-
zig Tage. Sie beklagte, dass somit eine
Organisation, welche die Gesundheit
fördern wolle, enormen psychischen
Druck auf Leute wie sie ausübe.

Künftige Arbeitslose beruhigen

Ein paar Wochen später, als die Ent-
lassungen weiter fortgeschritten sind,
wird noch deutlicher, wie verunsichert
das internationale Genf ist. Der Kan-
ton Genf und die Schweizer Uno-Mis-
sion haben an einem Freitagvormittag
an den Uno-Sitz im Palais des Nations
geladen. Thema: die Rechte internatio-
naler Beschäftigter, die arbeitslos wer-
den. Rund 200 Leute sitzen im Saal, on-
line haben sich weitere 1000 zugeschal-
tet.Auch nach zwei Stunden reissen die
Fragen der Teilnehmer nicht ab.

«Können wir uns ohne Aufenthalts-
bewilligung für Jobs in der Schweiz be-
werben?»,fragt einMannmit arabischem
Akzent.Uno-Beschäftigtehalten sichmit
sogenannten Legitimationskarten in der
Schweiz auf; sie sind ohne Arbeitsplatz
ungültig.EineMitarbeiterin der Schwei-
zerUno-Missionantwortet:NurEU-An-
gehörigekönnteneineL-Bewilligung zur
Arbeitssuche bekommen. Drittstaatler
hätten eine Kulanzfrist von zwei Mona-
ten.Dannmüssten siedieSchweiz verlas-
sen.WeitereTeilnehmerbeschreiben sich
in ihren Fragen als teilweise jahrzehnte-
lange Einwohner von Genf, deren Kin-
der hier geboren wurden und zur Schule
gehen.Doch wenn sie ihreArbeit verlie-
ren und keine EU-Bürger sind, werden
sie kaum einen neuen Job bekommen.
Sie werden sich woanders ein neues Le-
ben aufbauen müssen.

Werden die Genfer ihnen nachtrau-
ern? Oder sich über frei werdendeWoh-
nungen freuen, in einer Stadt, die prak-

tisch keinen Leerstand hat? Überhaupt,
was hält die lokale Bevölkerung vom
internationalen Genf? Das ist pauschal
schwer zu sagen. Fragt man Genfer auf
der Strasse, erzählen sie oft von Gleich-
gültigkeit, Ignoranz oder Misstrauen
zwischen der Lokalbevölkerung und
den Expats – aber auch zwischenGenfer
Blasen wie den alteingesessenen Fami-
lien, den Bankern und den Studenten.

Alina Morosanu und Manon Ortiz,
zwei Coiffeusen in einem Salon bei der
Place des Nations, freuen sich über ihre
vielen Kunden aus aller Welt. Zugleich
deuten sie naserümpfend auf einen
Duty-free-Shop um die Ecke, in dem nur
internationale Beschäftigte einkaufen
dürfen. «Vielleicht sind solche Privile-
gien nicht alle gerechtfertigt», sagt Ortiz.
Ähnliche Kritik findet sich in den Leser-
kommentaren der Lokalzeitung «Tri-
bune de Genève», etwa an den Steuer-
privilegien internationaler Funktionäre,
deren Immunität auch im Strassenver-
kehr oder den teuren Mieten. Aber in
den Leserkommentaren gibt es auch
leidenschaftliche Verfechter des inter-
nationalen Genf, das sie als identitäts-
stiftend für die Stadt sehen.

SVP scheiterte mit Referendum

EinAnhaltspunkt fürVolkesMeinung ist
zudem die Debatte über die 10 Millio-
nen Franken,mit denen der Kanton not-
leidendenNGOhilft.DieSVPergriff das
Referendum–und scheiterte schonbeim
Sammeln der nötigen 4200 Unterschrif-
ten. Offenbar verfängt die oft gehörte
Argumentation des Kantons, dass weite
Teile derWirtschaft vom internationalen
Genf profitierten: etwa Hotels, Restau-
rants undTaxibetriebe,Floristen,Fitness-
studios und Umzugsunternehmen.

Ohne die internationalen Organisa-
tionen, argumentiert der Kanton, wäre
die Stadt auch weniger attraktiv für
weltweit tätige Konzerne. Insgesamt sol-
len die internationalen Organisationen,
NGO und diplomatischenVertretungen
rund 11 Prozent zurWirtschaftsleistung
des Kantons beitragen – und immerhin
0,5 Prozent zum BIP der Schweiz.

Der GenferWohnungsmarkt schliess-
lich würde sich selbst bei einem Wegzug
von 20 Prozent der internationalen Be-
schäftigten kaum entspannen, heisst es
in einer Analyse der Immobilienfirma
Wüest Partner. In diesem Fall gebe es
kurzfristig rund 0,9 Prozent mehr Woh-
nungen,diewohl schnell vermietetwären.
UnddurchschnittlichenGenfernwäremit
diesen tendenziell grösseren,teurerenund
möbliertenWohnungen kaum geholfen.

Einer,derdieGenfer für ihr internatio-
nalesQuartierbegeisternwill, ist IvanPic-
tet.Er ist Spross einer jener «Dynastien»,
die seit mehr als einem halben Jahrtau-
send die Stadt gestalten, wie die Zeitung
«Le Temps» einmal schrieb. Pictet war
Teilhaber der gleichnamigen Privatbank
und präsidierte die mächtige Fondation
pour Genève, die sich nach eigenen An-
gaben für «Genfs Offenheit gegenüber
der Welt» einsetzt. Ivan Pictet sorgt nun
dafür,dassdas internationaleGenfmitten
inderKriseZuwachsbekommt:einBesu-
cherzentrum vor dem Palais des Nations.
Bis jetzt hat die Uno keines, auch nicht in
NewYork.Pictet undandere,unbekannte
Gönner finanzieren die kompletten Bau-
kosten des «Portail des Nations», rund 40
Millionen Franken.

Multilateralismus für Touristen

Der Rohbau steht, wie Pictet bei einem
Besuch zeigt: eine Cafeteria, eine
«Agora», drei Ausstellungsräume. Im
letzten Raum sollen die Besucher spü-
ren, wie mühsam Multilateralismus ist;
sie sollen in einem Rollenspiel als Ver-
treter unterschiedlichster Staaten ein
internationalesAbkommen aushandeln.

Im März 2026 soll das «Portail» er-
öffnen, 15 Jahre nachdemPictet die Idee
dazugehabt hat.Ist das nicht viel zu spät?
Wird das Besucherzentrum einMuseum
für eine untergegangene Epoche? Ivan
Pictet, ein charmanter Herr von achtzig
Jahren,winkt ab.Er sei so enthusiastisch
wie amerstenTag,sagt er.DasBesucher-
zentrum sei jetzt noch nützlicher als zu-
vor. «EinesTages werden wir denMulti-
lateralismus wieder aufbauen,und dafür
kann dieses Portal dann vielleicht sym-
bolisch eine Inspiration sein.»

Die grosse Frage ist, ob dieser Tag
wirklich kommen wird. Und wenn ja,
was dann noch vom internationalen
Genf übrig sein wird.

Insbesondere die USA
kürzen ihre Beiträge für
den Multilateralismus
so stark, dass es
das Quartier in dieser
Form bald nicht mehr
geben könnte.

Für die AHV
sieht es besser aus
Der Bund präsentiert neue Prognosen –
die Lage der Invalidenversicherung verschärft sich

FABIAN SCHÄFER

Richtig gut sieht es weiterhin nicht aus,
aber deutlich besser allemal: Die neuen
Zahlen zurAHV,die der Bund amMitt-
woch veröffentlicht hat, gehen immer
noch vonDefiziten aus.Aber diese fallen
kleiner aus als bisher angenommen.Das
laufende Jahr dürfte dieAHVmit einem
Überschuss von 3,3 Milliarden Franken
abschliessen. Nächstes Jahr folgt die
Trendwende: Ab 2026 dürften die Aus-
gaben höher ausfallen als die Einnah-
men,weil dieAHV ab diesem Jahr allen
Pensionierten eine 13.Monatsrente aus-
zahlen muss,wie dies dasVolk vergange-
nes Jahr beschlossen hat.

Die AHV kippt jedoch nicht sofort
ins Minus. In den ersten Jahren kann sie
sich voraussichtlich dank den Renditen
auf ihrem Kapital noch überWasser hal-
ten. Gegen Ende des Jahrzehnts reicht
dies aber nicht mehr aus. Entscheidend
für die mittelfristige Stabilität ist ohne-
hin die Umlagefinanzierung, also die
Einnahmen minus die Ausgaben ohne
die Kapitalrenditen.

Im Jahr 2030 erwartet der Bund neu
ein Umlagedefizit im Bereich von 2 Mil-
liarden Franken (bei den jüngsten Pro-
gnosenwaren es noch 2,5Milliarden).Für
das Jahr 2035 hat die befürchtete Lücke
sogar von 5,8 auf 3,4 Milliarden abge-
nommen. Interessant und vielverspre-
chend ist, dass sich das Umlageergebnis
von 2035 bis 2040 mehr oder weniger zu
stabilisieren scheint. Das könnte bedeu-
ten,dass eine dauerhafte Sanierung weni-
ger schwierig wird als erwartet.

Drei Szenarien

Allerdings bleiben die Unsicherheiten
gross, was das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen (BSV) in den Unterlagen
mehrfach betont. Neben dem Refe-
renzszenario hat es auch ein tiefes und
ein hohes Szenario berechnet. Die Dif-
ferenzen sind vor allem auf die längere
Frist beträchtlich: Die Resultate für das
Jahr 2040 schwanken zwischen minus 8
und plus 1,7 Milliarden. Überdies basie-
ren die Zahlen auf Konjunkturprogno-
sen, in denen die neuen US-Zölle nicht
berücksichtigt sind. Nimmt man jedoch
das Referenzszenario als Massstab, rückt
eine Lösung für die AHV plötzlich in
greifbare Nähe.Wenn das Parlament eine
Finanzierung für die 13.Rente beschliesst
und sonst alles beimAlten bleibt, könnte
dieAHV bis 2040 über die Runden kom-
men. Das hätte noch vor kurzem kaum
jemand zu hoffen gewagt.

Im Parlament laufen die Debatten auf
Hochtouren,imSeptember soll derNatio-
nalrat über dieAHV-Finanzierung disku-
tieren.DieneuenZahlen stärkendiePosi-
tionvonFDPundSVP:Siewollenauf eine
Zusatzfinanzierung für die 13. Rente ver-
zichten. Stattdessen verlangen sie eine
umfassendeReform,die nicht nur höhere
Steuern umfasst, sondern auch struktu-
relle Elemente wie Rentenalter 66 oder
67.Mit den neuen Zahlen können sie nun
argumentieren,der Zeitdruck sei weniger
gross als bisher angenommen.

Der Bundesrat hingegen will vor-
wärtsmachen, dies hat Sozialministerin
Elisabeth Baume-Schneider am Mitt-
woch vor den Medien bekräftigt. Sie
will die Mehrwertsteuer um 0,7 Punkte
erhöhen, der Normalsatz stiege von 8,1
auf 8,8 Prozent. Die Mehrbelastung der
Konsumenten beliefe sich auf 2,5 bis
3 Milliarden Franken im Jahr. Gemäss
dem Referenzszenario würde eine sol-
che Steuererhöhung beinahe ausreichen,
um die AHV bis 2040 zu stabilisieren.

Doch es sind noch viele Fragen offen,
die 13.AHV-Rente ist nicht die einzige
Baustelle. Im Parlament ist eine Vorlage
zu den Witwenrenten hängig, die mittel-
fristig einen Leistungsabbau vorsieht, der
jedoch auf breite Kritik stösst. Vor allem
aber verlangt die Mitte-Partei mit einer
Volksinitiative bereits den nächstenAus-
bau derAHV: Sie fordert höhere Renten
fürEhepaare,wasnocheinmal etwa4Mil-
liarden Franken im Jahr kosten würde.

DieMitte lässt offen,woher das Geld
kommen soll. Der Ständerat hat im Juni

eine vorgezogene Finanzierung be-
schlossen: Er will die Mehrwertsteuer
noch stärker erhöhen als der Bundes-
rat, gleichzeitig sollen auch die Lohn-
beiträge angehoben werden. Nach die-
sem Plan müssten Konsumenten, An-
gestellte und Arbeitgeber mindestens
6,6 Milliarden Franken im Jahr mehr
einzahlen. Im Nationalrat dürfte dieser
Vorschlag einen schweren Stand haben.

Kein zweiter Rechnungsfehler

Bleibt noch die Frage,weshalb dieAHV-
Zahlen unvermittelt rosiger aussehen.
Es ist bereits die zweite solche Korrek-
tur in kurzer Zeit. Die erste musste der
Bund letztes Jahr unter grossem Thea-
terdonner vornehmen: Das BSV hatte
plötzlich fehlerhafte Formeln in seinem
Berechnungsprogramm entdeckt, was
damals hoheWellen warf.

Dass die Zahlen jetzt erneut nach
oben korrigiert werden, hat weniger
spektakuläre Gründe. Es handelt sich
um eine reguläreAktualisierung anhand
neuer Prognosen.Dass dieVerschiebun-
gen relativ stark ausfallen, hat damit zu
tun, dass das Bundesamt für Statistik
(BfS) vor kurzem neue Szenarien zur
Bevölkerungsentwicklung berechnet hat.
Dies macht es nur alle fünf Jahre. Das
BfS hat etwa die Zahl der Erwerbstäti-
gen nach oben korrigiert und die der
Rentner nach unten, weil die Lebens-
erwartung weniger steigen dürfte als an-
genommen. Beides entlastet die AHV.

Schlechter präsentiert sich die Lage
beim zweiten grossen Sozialwerk des
Bundes: Die Invalidenversicherung
dürfte in den kommenden Jahren Defi-
zite im Bereich von 300 Millionen
Franken im Jahr anhäufen. Damit ver-
schlechtert sich ihr Zustand laufend,
schon heute liegen die Reserven unter
den gesetzlichen Vorgaben. Die vom
Bundesrat immer wieder angekündigte
Sanierung rückt in weite Ferne.

Die IV hat bei derAHVSchulden von
10 Milliarden Franken. Vor sechs Jahren
sagte der damalige Sozialminister Alain
Berset, Kürzungen seien unnötig, die IV
könne ihre Schulden bis 2031 tilgen. Ge-
mäss den neuen Zahlen wird die IV in
den nächsten Jahren aber keinen Fran-
ken zurückzahlen. Schlimmer noch: Ihr
Kapital von 3,5 Milliarden dürfte sich bis
2040 in Luft auflösen, wenn die Politik
nichts unternimmt. Das Hauptproblem
ist bekannt, aber nicht einfach lösbar:
Die Zahl neuer IV-Rentner steigt stärker
als erwartet. Sorgen bereitet vor allem die
Zunahme bei Personen unter 30 Jahren.

Bis anhin stand die IV politisch und
medial ganz im Schatten der AHV. Das
dürfte sich ändern.

Die drohenden Defizite der AHV
betragen «nur» noch bis zu
4,4 Milliarden Franken

Erwartete Umlageergebnisse* nach
Referenzszenario, in Millionen Franken

1 Einführung 13. AHV-Rente

* Einnahmen minus Ausgaben ohne
Kapitalrendite (Letztgenannte schwankt
zwischen 0,5 und 1,4 Milliarden Franken im
Jahr).
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